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Seit Einführung des Initiativ-
rechts im Jahr 1891 wurden
24 Volksbegehren von Volk und
Ständen angenommen, die Hälf-
te davon in den letzten 20 Jah-
ren. Mehrheitlich handelte es
sich seit 2002 um Initiativen aus
dem rechten Lager, die es ge-
schafft haben. Aber auch einige
linke Begehren aus demUmwelt-
bereich nahmen die Hürde.

Nun könnte laut Umfragen die
Initiative «Kinder ohne Tabak»
angenommen werden. Zweiein-
halb Monate nach dem Ja zur
Pflegeinitiativewäre es das zwei-
te gesundheitspolitische Projekt,
das eine Mehrheit findet. Was
braucht es, damit eine Initiative
mehrheitsfähig ist?

—Unideologische Absender
Dass auch linke Initiativen mitt-
lerweile gute Chancen haben,
sieht der Politologe Thomas Mi-
lic als Ausdruck eines gesell-
schaftlichen Wandels. Volksbe-
gehren aus dem linkenLagerhät-
ten dann eine gute Chance,wenn
dieUrhebernicht ideologisch auf-
träten, sagtMilic. So stand hinter
derPflegeinitiative derBerufsver-
band des Pflegepersonals, der als
glaubwürdige Vertretung eines
wichtigen Berufsstandswahrge-
nommen wurde. Hinter der Ta-
bakinitiative stehenmit derLun-
genliga und der Krebsliga sowie
derÄrzteschaft glaubwürdigeRe-
präsentanten einer gesundheits-
politischen Forderung.

Initiativen, deren Urheber-
schaft wie die Juso, SP oder der
Gewerkschaftsbund dem klassi-
schen linken Lager zugehören,
hätten es hingegen nachwie vor
schwer. Allerdings müsse Ideo-
logie nicht zwangsläufig ein
Hindernis sein. Die SVP, die eine
restriktive Ausländer- und eine
Anti-EU-Politik zum Programm
hat, brachte in den letzten zwölf
Jahren vier Initiativen zu diesen
Themen durch: die Minarettini-
tiative, die Ausschaffungsinitia-
tive, dieMasseneinwanderungs-
initiative und das Verhüllungs-
verbot. Der SVP sei es bei diesen
Initiativen gelungen, die Stimm-
berechtigten bis in die politische
Mitte zu mobilisieren, so Milic.
Als Problemfelder definierte die

SVPAusländerkriminalität, eine
starke Zuwanderung und den
Islamismus.

—Ein unbestrittenes Anliegen
Deklariertes Ziel der Tabakiniti-
ative ist der Schutz der Kinder
und JugendlichenvorTabakkon-
sum. Dagegen kann niemand
etwas haben. Daher sei es für
die Gegnerschaft der Initiative
schwierig, mit ihren Argumen-
ten durchzudringen, sagt Milic.

Ähnlichwar die Konstellation
in den letzten Jahren bei mehre-
ren Initiativen zum Sexualstraf-
recht. Zwar gab es gegen die In-
itiative für die Unverjährbarkeit
pornografischer Straftaten an
Kindern oder gegen dieVerwah-
rungsinitiative eine Gegner-

schaft, die rechtliche Vorbehalte
geltend machte. Da jedoch das
Grundanliegen in der Bevölke-
rung unbestritten war, nämlich
der Schutz vor Sexualstraftätern
sowie deren Strafverfolgung,
blieben die gegnerischen Argu-
mente chancenlos.

—Esmuss einen
Problemdruck geben
Generell müsse in der Bevölke-
rung ein Problemdruck empfun-
den werden, damit eine Initiati-
ve eine Chance habe, sagt Milic.
Zwar sei dieserDruckwohl beim
Tabakkonsum deutlich weniger
gross als bei den Arbeitsbedin-
gungen des Pflegepersonals.
Aber derEinstieg Jugendlicher in
den Tabakkonsum werde in der

breiten Bevölkerung als Problem
wahrgenommen. Dazu kommt,
dass Einschränkungen des Ta-
bakkonsums mittlerweile breite
Akzeptanz in der Bevölkerung
haben, nachdem Rauchen in öf-
fentlich zugänglichen Innenräu-
men verboten worden war.

Allerdings: Noch 2012 wurde
die Initiative zum Schutz vor
Passivrauchen mit Zweidrittel-
mehrheit verworfen. Ziel des
Volksbegehrenswar es, das Rau-
chen an allen Arbeitsplätzen zu
verbieten.Damitwären die noch
in einigen Kantonen zulässigen
Raucherbeizen untersagt wor-
den. 1993 scheiterten die Zwil-
lingsinitiativen für einVerbot der
Tabak- und derAlkoholwerbung
mit 75 Prozent Nein-Anteil.

—Ein guter Titel reicht nicht
Der Titel «Kinder ohne Tabak»
bringt das Anliegen gut ver-
ständlich auf den Punkt.Aber ein
guter Titel allein ist noch keine
Garantie für einen Abstim-
mungssieg. «Ja zum Tier- und
Menschenversuchsverbot»wäre
laut Milic auch zugkräftig.Aller-
dings überzeuge der Inhalt der
Initiative nicht. Zudem gab es im
Parlament selbst im linken La-
ger keine einzige Stimme für die-
se Initiative, was für die Stimm-
berechtigten darauf hindeutet,
dass die Forderung zu extrem ist.

—Sonderfaktor Pandemie
Wie schon bei der Annahme der
Pflegeinitiative dürfte die Pan-
demie auch bei der Tabakinitia-

tive eine gewisse Rolle spielen,
sagt Milic. Die Pandemie hat die
Bedeutung der Gesundheitspo-
litik aufgezeigt. Dass der Tabak-
konsumwie das Coronavirus die
Atemorgane schädigt, dürfte der
Tabakinitiative zumindest indi-
rekt geholfen haben.

—Bei Referenden hat
die Linke gute Karten
Während Initiativen eineVerän-
derung anstreben, wird mit er-
folgreichen Referenden der Sta-
tus quo erhalten. Das sei ein
Grund,weshalb die Linke bei Re-
ferenden gegen Sozialreformen
oder Steuervorlagen oft Erfolg
habe, sagt Milic. Wenn der Nut-
zen oder die Notwendigkeit ei-
ner Steuersenkung für viele
Stimmberechtigte nicht ersicht-
lich ist, stimmt die Mehrheit
wohl Nein. Dies dürfte bei einer
allfälligen Ablehnung der Stem-
pelsteuer-Vorlage am Sonntag
ein wichtiges Motiv sein.

Dieses Votum jedoch als Aus-
druck einesMisstrauens desVol-
kes gegenüber Regierung und
Parlament zu sehen, hält der Po-
litologe Hans-Peter Schaub vom
Institut für Politikwissenschaft
der Universität Bern für falsch.
«Das politische System in der
Schweiz kennt keinMisstrauens-
votum. In der direkten Demokra-
tie gehört es einfach dazu, dass
sich dasVolk anders entscheidet
als die gewählten Politiker.»

Für Schaub zeigt sich der Er-
folg einer Initiative ohnehin
nicht nur in einem Abstim-
mungssieg. Initiativen könnten
auch einen Katalysatoreffekt ha-
ben. Es wird ein Thema auf die
politische Agenda gesetzt, mit
dem sich die Stimmberechtigten
befassen. Im besten Fall wird
eine Debatte angestossen, die
langfristig etwas verändert.

Initiativen können als Ver-
handlungspfand dienen: Die In-
itiantinnen und Initianten erhof-
fen sich in diesem Fall, dass die
Politik auf eineweitgehende For-
derungmit einermehrheitsfähi-
gen Alternative reagiert, wie bei
der Initiative für den Vater-
schaftsurlaub. Initiativen haben
eine Wahlhelferfunktion: Eine
Initiative wird im Hinblick auf
Wahlen lanciert, um der Wahl-
kampagne der lancierenden Par-
tei Rückenwind zu verschaffen.

Das Erfolgsrezept für einen Sieg an der Urne
Gute Chancen für Tabakinitiative Das gesundheitspolitische Anliegen aus dem linken Spektrumwird an diesem
Abstimmungssonntag wohl eine Mehrheit holen. Welche Argumente dafür sprechen – und was sich daraus lernen lässt.

Umfragen deuten darauf hin, dass die Initiative «Kinder ohne Tabak» am Sonntag wohl angenommen wird. Foto: Christian Beutler (Keystone)

Die Angelegenheit unterstand
strikter Geheimhaltung. Von der
Anwesenheit einer Abgesandt-
schaft der Taliban diese Woche
in Genf hätte die Öffentlichkeit
nichts erfahren sollen.Doch dann
tat Tedros Adhanom Ghebreye-
sus, Generaldirektor der Welt
gesundheitsorganisation (WHO)
mit Sitz in Genf, was er immer
tut. Er griff zu seinemHandyund
informierte in einemTweet über
sein jüngstes Treffen. «Gestern
habe ichmit QalanderEbad, dem
Verantwortlichen für das Ge-
sundheitswesen, über die Be-
dürfnisse in Afghanistan disku-
tiert», schriebAdhanomamMitt-
woch. Den Talibankämpfer habe
er schon im September 2021 in
Kabul getroffen – kurz nach ihrer

Machtübernahme inAfghanistan
also. Es gehe darum, «das Ge-
sundheitssystem, in demFrauen
zentrale Rollen spielen, zu stär-
ken», so derÄthiopierweiter.Das
System sei «in einem katastro-
phalemZustand»,und die huma-
nitäre Krise «fordert weiterhin
viele Menschenleben».

Nach dem Tweet des WHO-
Chefs war rasch klar: Nicht nur
der «Gesundheitsminister» der
Taliban war nach Genf gereist,
sondern auch Leute, die sich dem
Aussenministerium zuordnen
lassen. Die Delegation umfasst
elf Personen. Speziell an ihrer
Präsenz in Genf ist: Selbst wenn
die Gotteskrieger international
zur Verhaftung ausgeschrieben
wären, dürfte die Schweiz sie

nicht in Gewahrsamnehmen.Die
Taliban treffen nämlich Vertre-
ter internationaler Organisatio-
nen, die ein Sitzabkommen mit
der Schweiz haben. Als Gast
dieser Organisationen geniesst
dieTaliban-Delegation diploma-
tischen Schutz.

NGO als Organisatorin
Eingeladen und in einem Genfer
Hotel untergebracht hat die Ta-
liban dieNichtregierungsorgani-
sationGeneva Call, deren Betrieb
und deren Projekte das Aussen-
departement (EDA)mitfinanziert.
Die NGO ist hauptsächlich in
Kriegsgebieten unterwegs, sucht
und unterhält Kontakte zu be-
waffneten Gruppen und erinnert
diese an die Einhaltung des

humanitären Völkerrechts zum
Schutz von Kindern und der Ge-
sundheitsversorgung, aber auch,
um zuverhindern, dass Landmi-
nen verlegt werden. Zur Gruppe
derTaliban unterhält Geneva Call
seit einigen Jahren direkte Kon-
takte, wie sie sie auch zu islami-
schen Kämpfern in Syrien oder
zur kurdischen PKK unterhält.

Gestern haben die Taliban
eine Delegation des EDAund der
Direktion für Entwicklung und
Zusammenarbeit getroffen. Mit
dabei war auch Botschafter Ra-
phaël Nägeli, der im EDAdieAb-
teilung Asien und Pazifik führt.
Gemäss EDA-Sprecher Pierre-
Alain Eltschingerwardas Ziel der
Gespräche, «die Einhaltung der
humanitären Grundsätze zu ver-

bessern, den Zugang zur Bevöl-
kerung für die humanitäre Hilfe
zu fördern und die afghanische
Delegation für die Grundrechte,
einschliesslich der Rechte von
Frauen und Minderheiten, zu
sensibilisieren».

Noch anerkennt kein Staat die
Taliban als rechtmässige afgha-
nische Regierung.DerEDA-Spre-
cher betont: «Die Anwesenheit
derDelegation auf SchweizerBo-
den stellt keine Legitimation und
Anerkennung der Taliban dar.»
Man nutze die Gelegenheit, um
sich mit den Taliban auszutau-
schen, «die de facto das Land
kontrollieren». In Genf finden die
Treffen auch darum statt, weil
die UNO-Stadt eine «unpartei
ische Plattform» sei und alle

Akteure – darunter das IKRKund
Ärzte ohne Grenzen – dabeimit-
helfen sollen, für Afghanistan
Lösungen zu finden.

Alain Délétroz, Direktor von
Geneva Call, verteidigte imWest-
schweizer Radio RTS die Ein
ladung an die Taliban. Er sagte:
«Wir hoffen, dass die Delegation,
die dieMachthaber in Kabul nach
Genf entsandt haben, die Mittel
hat, nach ihrer Rückkehr nach
Kabul das Nötige zu unterneh-
men, damit die humanitären
Normen respektiert werden.»
Der primäre Fokus liege auf dem
Erhalt der Gesundheitsversor-
gung, die zu 70 bis 80 Prozent
von Frauen getragen werde.
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Taliban-Delegation am Verhandlungstisch in Genf
Humanitäre Krise in Afghanistan Die Gotteskrieger hoffen auf Hilfsgelder – und trafen gestern auch Schweizer Diplomaten.


